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Einführung und Problemstellung 

"Zu meiner Zeit litt ganz Griechenland an Kinderlosigkeit 
und überhaupt an Menschenmangel, denn die Menschen hat-
ten sich dem Übermut, der Geldgier und Trägheit ergeben; 
sie wollten nicht mehr heiraten, oder, wenn sie es taten, doch 
nicht alle ihre Kinder aufziehen, sondern höchstens eins oder 
zwei, um diese reich zu hinterlassen und üppig groß zu zie-
hen. So mehrte sich unvermerkt das Übel schnell. Denn 
wenn nur eins oder zwei vorhanden waren, so konnten diese 
leicht durch Krieg und Krankheit hingerafft werden, und na-
türlich mußten dann die Häuser leer bleiben." 
Polybius, Geschichten, XXXVII, zitiert nach: L. Brentano, 
Die Bevölkerungslehre, in: Konkrete Bedingungen der 
Volkswirtschaft, Leipzig 1924, S. 333. 

Seit etwa 1975 ist die Bundesrepublik Deutschland der Staat mit der ab-
solut niedrigsten Geburtenrate der Welt, alle bekannten Prognosen sagen für 
die nächsten Jahrzehnte einen Bevölkerungsrückgang vorher. Angesichts 
solcher Zukunftsperspektiven darf es nicht verwundern, wenn die aus den 
traumatischen Erfahrungen mit der Politik des lll. Reichs entsprungene Zu-
rückhaltung gegenüber Bevölkerungsfragen umgeschlagen ist in eine emo-
tionsgelandene öffentliche Diskussion. Wie stets, wenn Entwicklungen 
nicht ideal (nach irgendwelchen Normvorstellungen) laufen, wird auch hier 
schnell der Ruf laut nach staatlichen Interventionen. 

Fast alle vorgetragenen Argumente und geforderten Maßnahmen sind 
ökonomischer, meist finanzpolitischer Natur. An dieser Stelle liegt der An-
satzpunkt der vorliegenden Arbeit, die sich zum Ziel setzt, den Einsatz fi-
nanzpolitischer Instrumente im Gefolge eines Bevölkerungsrückgangs zu 
diskutieren. Daß aus der Fülle möglicher Aspekte dieses Themenbereichs ei-
nige wenige im Zentrum des finanzpolitischen Instrumentariums stehende 
Faktoren (Besteuerung, Familienlastenausgleich, gesetzliche Alterssiche-
rung etc.) herausgegriffen werden, soll nicht bedeuten, daß mit dieser Arbeit 
einer ausschließlich an der finanziellen Sphäre ausgerichteten Sichtweise 
von Bevölkerungsfragen das Wort geredet werden soll. Alleine die öffentli-
che Aufmerksamkeit, die gerade finanzpolitische Instrumente beanspru-
chen, berechtigt aber eine wissenschaftliche Beschäftigung mit und eine Be-
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schränkung auf diesen Ausschnitt des komplexen Wirkungszusammen-
hangs. 

Im Zentrum der Arbeit steht die Frage, ob der Bevölkerungsrückgang An-
laß für spezifische finanzpolitische Reaktionen sein kann. Dabei muß geklärt 
werden, ob finanzpolitische Instrumente dazu genutzt werden können oder 
sollten, die Bevölkerungsentwicklung selbst zu beeinflussen oder ob sie nur 
dazu dienen sollten, die Konsequenzen eines Rückgangs auszugleichen oder 
zu mildern, ohne die Bevölkerungsentwicklung selbst im Auge zu haben. 

Ein besonders umstrittener Punkt ist die Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen dem liberalen Rechtsstaat aktive Bevölkerungspolitik 
überhaupt erlaubt sein kann. Auch wenn hier der Rahmen einer ökonomi-
schen Analyse schnell gesprengt wird, müssen wir eine Antwort finden, um 
den Einsatz finanzpolitischer Instrumente überhaupt diskutieren zu können. 
Dabei stellt sich heraus, daß schon die Bevölkerungsstrukturverschiebungen 
zwischen den Generationen staatliche Reaktionen begründen können, deren 
Ziel aber nicht eine (allokative) Veränderung der Geburtenentwicklung 
selbst sein muß. 

Aus dem großen Bereich möglicher Politikfelder werden in dieser Arbeit 
die beiden aus finanzwissenschaftlicher Sicht zentralen Aspekte herausge-
griffen und diskutiert, die gesetzliche Alterssicherung und der sogenannte Fa-
mi/ienlastenausgleich, d. h. vor allem die Familienbesteuerung und die mo-
netären Transfers an Familien. Neben einer im Bevölkerungsrückgang evtl. 
notwendigen Neu- und Umgestaltung dieser bereits vorhandenen Institutio-
nen wird auch behandelt, ob die Einführung neuer Instrumente (wie bei-
spielsweise dem Erziehungsgeld) sinnvoll sein kann. 

Um die Relevanz der hier behandelten Fragestellung zu beleuchten, muß 
angemerkt werden, daß die Erfahrung eines Bevölkerungsrückgangs weder 
historisch einmalig (mindestens für die französische Bevölkerung im 19. 
Jahrhundert galt dies für viele Jahre) noch notwendigerweise auf Deutsch-
land beschränkt ist: Eine nähere Betrachtung zeigt, daß Deutschland in die-
sem Punkt nur der Vorreiter einer Entwicklung ist, die früher oder später alle 
Industrieländer erfassen dürfte. Eine Reihe anderer Staaten, für die stellver-
tretend Schweden, Frankreich und Großbritannien genannt werden können, 
stehen kurz vor oder bereits inmitten der gleichen Situation I. 

Selbst in Deutschland ist die Furcht vor dem Aussterben keine Erfindung 
unserer Tage. Vor allem zwischen 1925 und 1935 fand eine Diskussion statt, 

1 Siehe dazu die Zahlenangaben bei H. Wander, Zero Population Growth Now: 
The Lesson from Europe, in: The Economic Consequences of Siowing Population 
Growth, hrsg. von T. J. Espenshade und W. J. Serow, New York 1978, bes. S. 41 ff. 
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die mit der heutigen nahezu identisch ist 2. Besonders dieser Umstand mahnt 
zur Vorsicht, denn nur zu oft in der Geschichte wurden pessimistische Zu-
kunftsvisionen vorgetragen, die sich im Nachhinein als unbegründet erwie-
sen. Aus diesem Grund wollen wir uns im einleitenden Kapitel detailliert 
fragen, was nach dem Stand der Erkenntnis über die zukünftige Bevölke-
rungsentwicklungin Deutschland konkret auszusagen ist. Nur wenn ein Be-
völkerungsrückgang ein plausibles Zukunftszenario ist, rechtfertigt sich eine 
wissenschaftliche Auseinandersetzung und die Maßgabe politischer Hand-
lungsalternativen. 

Bevölkerungsvorgänge sind im Rahmen der wissenschaftlichen Arbeits-
teilung Gegenstand eines eigenen Gebiets, der Demographie3,·einer relativ 
alten, aber nach vielen Seiten offenen Forschungsrichtung4. Ein ökonomi-
scher Ansatz muß nicht von vornherein anmaßendes Eindringen in fremdes 
Terrain sein, auch wenn sich hier - wie in ähnlichen Anwendungsfällen -
auf den ersten Blick der Eindruck einer zu vordergründigen Ökonomisierung 
aufdrängt. Im Rahmen der Ökonomie ist die Beschäftigung mit Bevölke-
rungsfragen (die im Zentrum der klassischen "politischen Ökonomie" stan-
den) stark zurückgegangen und wurde erst in allerjüngster Zeit neu belebt. 
In einem kritischen und ergänzenden Überblick wollen wir die neuere Ent-
wicklung der ökonomischen Theorie der Fruchtbarkeit5 diskutieren. Dieser 
Abschnitt kann einerseits die vorangehende demographische Analyse er-
gänzen und wesentliche Grundlagen für die anschließenden Kapitel liefern. 

Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung sind Teil eines interdepen-
denten Wirkungsgeflechts: Nicht nur die Geburten, Wanderungen und 
Sterbefälle hängen von der wirtschaftlichen Entwicklung ab, auch der um-
gekehrte Zusammenhang gilt. Auf lange Sicht bleibt beispielsweise ein sä-
kularer Bevölkerungsschwund kaum ohne makroökonomische Folgen, was 
das neuerwachsende ökonomische Interesse an Bevölkerungsfragen schnell 

2 Ein typisches Beispiel für die weitgehende Übereinstimmung zwischen aktuellen 
Befürchtungen und solchen, die vor etwa 50 Jahren vorgetragen wurden, bietet F. 
Burgdörfer, Sterben die weißen Völker?, München 1934. 

3 " ... demographie theory is an organized synthesis of inferences and principles 
extrated from economics, sociology, psychiatry, political science, antropology and 
geography" (D. J. Bogue, Principles of Demography, New York, London, Sydney, 
Toronto 1969, S. 5). 

4 Der Beginn der wissenschaftlichen Analyse von Bevölkerungsvorgängen wird im 
allgemeinen mit den Werken von J. Graunt (1662) und W. Petty (1676) angenom-
men, allerdings lassen sich manche noch wesentlich ältere Vorgänger für demogra-
phische Analysen finden. 

5 Der Terminus "Fruchtbarkeit" (fertility) meint in der wissenschaftlichen Sprache 
das tatsächliche Fortpflanzungsverhalten, während darunter umgangssprachlich oft 
die Fähigkeit dazu verstanden wird. 


